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V

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich, als sie gegründet 
wurde, mit dem Grundgesetz eine Verfassung gegeben, die 
in vorbildlicher Weise eine demokratische Staatsform ver-
wirklicht. Eine Verfassung kann jedoch nur Regeln auf-
stellen. Deren Anwendung ist eine Frage der politischen 
Praxis. Bedauerlicherweise hat sich diese Praxis seit einiger 
Zeit immer weiter von demokratischen Prinzipien entfernt.

Das war nicht immer so. In den ersten Jahrzehnten nach 
der Gründung der Bundesrepublik waren die großen Par-
teien bemüht, einen Sozialstaat zu schaffen, wie das Grund-
gesetz es vorsieht. Es entstand die soziale Marktwirtschaft, 
deren Ergebnisse sich sehen lassen konnten. Sowohl der 
Sozialstaat wie auch die soziale Marktwirtschaft entsprachen 
den Interessen der Mehrheit der Bevölkerung. Sie waren in 
ihrem Wesen demokratisch.

In den letzten Jahrzehnten hat es eine umgekehrte Ent-
wicklung gegeben. Sie begann mit einer Hinwendung zu 
einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik, die Unter-
nehmerinteressen den Vorrang vor Arbeitnehmerinteressen 
gibt. Es folgte ein Abbau des Sozialstaates. Seit Jahren 

Vorwort



kommt das wirtschaftliche Wachstum vor allem einer 
Minderheit zugute. Dagegen lebt die Mehrheit der Be-
völkerung dieser reichen Nationen weiterhin unter dem 
Druck materieller Sorgen.

Die ständige Zunahme wirtschaftlicher und sozialer Un-
gleichheiten erlaubt es einer Minderheit, zunehmend Ein-
fluss auf die Politik zu nehmen. Gleichzeitig wird die Be-
teiligung der Mehrheit des Volkes an der Ausübung der 
Macht im Staate immer weiter zurückgedrängt. Zwar ent-
scheidet formal die Mehrheit, doch wird Politik vor allem 
im Interesse der Minderheit gemacht. Es mehren sich die 
Zeichen, dass die Demokratie bei uns auf dem Rückzug ist.

Das ist sie noch in anderer Hinsicht. In den vergangenen 
zehn Jahren sind mit dem Zustrom von Flüchtlingen, der 
Coronapandemie und dem Krieg in der Ukraine Krisen 
entstanden, die einschneidende Maßnahmen erforderlich 
machten. Diese Krisen haben aber auch als Vorwand ge-
dient, um einige unpopuläre Entscheidungen zu treffen. 
Der Abstand zwischen Regierenden und Regierten hat sich 
deutlich vergrößert.

Dieses Buch untersucht, wie weit es inzwischen ge-
kommen ist und wie es dazu kommen konnte. Es ist weder 
ein Fachbuch der Politologie noch eine Sammlung philo-
sophischer Betrachtungen. Es ist der Versuch, die politi-
schen Realitäten an dem Anspruch zu messen, den eine re-
präsentative Demokratie erhebt.

Berlin, Deutschland� Wolfgang Plasa
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VII

Dieses Buch ist folgendermaßen gegliedert:
Kap. 1 beginnt mit einer Reihe begrifflicher Klärungen. 

Dabei geht es um die Frage, welche Prinzipien zum Wesen 
einer repräsentativen Demokratie gehören.

Die Anwendung dieser Prinzipien bringt gewisse Prob-
leme mit sich, für die es mehr als eine Lösung gibt. Manche 
sind mehr, andere weniger demokratisch. Mit ihnen be-
schäftigt sich Kap. 2.

Aus praktischen Gründen sind den Möglichkeiten der 
Verwirklichung einer repräsentativen Demokratie Grenzen 
gesetzt. Bei näherer Betrachtung wird deutlich, dass sie we-
niger demokratisch ist, als es den Anschein hat. Auf die 
Einzelheiten wird in Kap. 3 eingegangen.

Die Beachtung demokratischer Prinzipien wird oft als 
„gute Regierungsführung“ bezeichnet. Gegenstand der in 
Kap. 4 angestellten Untersuchungen ist die Frage, wie gut 
eine demokratische Regierungsführung in der Praxis ist.
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Kap.  5 beschäftigt sich mit der Anwendung demo-
kratischer Prinzipien in der Wirtschaftspolitik. Sie hat sich 
in den vergangenen Jahrzehnten immer weiter demo-
kratischer Kontrolle entzogen.

Das gilt auch für die Außenpolitik. Sie unterliegt aus 
systemimmanenten Gründen weniger demokratischer 
Kontrolle. Inzwischen ist diese Kontrolle nahezu außer 
Kraft gesetzt. Diese Entwicklung wird in Kap.  6 näher 
untersucht.

Kap. 7 beschäftigt sich mit dem Verhältnis zwischen Re-
gierenden und Regierten. Wähler werden nicht selten be-
vormundet, verängstigt oder sogar hinters Licht geführt. 
Die Folge ist eine um sich greifende Politikverdrossenheit.

Andererseits formiert sich inzwischen immer mehr 
Widerstand. Er drückt sich in einer wachsenden Populari-
tät der „Neuen Rechten“ aus. Sie wird in Kap. 8 näher be-
leuchtet.

Auch in den USA wächst die Opposition gegen die etab-
lierte Politik und die etablierten Politiker. Kap. 9 beschäftigt 
sich mit der Frage, wie es mit der Demokratie in den USA 
bestellt ist.

Die repräsentative Demokratie und die kapitalistische 
Marktwirtschaft gehen auf die Ideen des Liberalismus zu-
rück. Kap. 10 untersucht den Einfluss dieser Ideen auf die 
Entwicklung der Gesellschaft.

Kap. 11 geht der Frage nach, welche Möglichkeiten einer 
Korrektur es gibt, um zu mehr demokratischen Verhält-
nissen zurückzufinden.
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1.1	� Die Ursprünge der modernen  
Demokratie

Gemäß einem berühmten Ausspruch Winston Churchills 
ist die Demokratie die schlechteste aller Staatsformen, ab-
gesehen von allen anderen, die bislang ausprobiert worden 
sind. Ohne Zweifel ist die Demokratie die beste aller be-
kannten Staatsformen. Wohl aus diesem Grunde sind heute 
die meisten Staaten Demokratien oder behaupten zu-
mindest, es zu sein. Das können sie ohne weiteres, denn es 
gibt keine allgemeingültige und verbindliche Definition 
dessen, was unter Demokratie zu verstehen ist.

In der Tat gibt es mehr als eine Form der Demokratie. 
Unterschiede gibt es seit den Anfängen der modernen 
Demokratie. Sie entstand etwa zur gleichen Zeit in Frank-
reich und in den Vereinigten Staaten. In beiden Ländern 
erwuchs sie aus Protesten gegen die damals bestehende 
staatliche und gesellschaftliche Ordnung. In beiden Län-
dern ließ man sich bei der Verwirklichung demokratischer 
Prinzipien von den gleichen Quellen inspirieren, nämlich 
den Schriften der Philosophen und Staatsrechtler der Auf-
klärung. Doch erfolgte die Umsetzung in recht unter-
schiedlicher Weise. In Frankreich bemühte man sich um 
die Schaffung einer Gesellschaft gleichberechtigter Bürger. 
Dagegen richtete sich in den Vereinigten Staaten die Auf-
merksamkeit vor allem auf verfahrensrechtliche Regelungen 
und institutionelle Kontrollen der Ausübung der Macht im 
Staate.1

1 Welcher dieser beiden Aspekte wichtiger ist, ist bis heute umstritten. Ich er-
innere mich an eine Debatte im Europäischen Parlament, in der sich ein franzö-
sischer Abgeordneter und eine britische Abgeordnete darüber stritten, ob Kuba 
eine Demokratie sei. Nach Auffassung des Franzosen war das der Fall, weil das 
Volk dort „partizipiert“. Die Britin war gegenteiliger Auffassung, weil es in Kuba 
keine freien Wahlen gibt.

  W. Plasa
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1.1.1	� Die Französische Revolution

Demokratie ist ein altgriechisches Wort und bedeutet „die 
Herrschaft des Volkes“. In Frankreich entstand die Forde-
rung nach einer Herrschaft des Volkes als Reaktion auf den 
autoritären Regierungsstil, der in der absoluten Monarchie 
seinen Höhepunkt gefunden hatte. Die Menschen fühlten 
sich unterdrückt und ausgebeutet.

Philosophen, die sich dieser Erkenntnis nicht ver-
schlossen hatten, entdeckten die Bedeutung der Freiheit als 
Voraussetzung der menschlichen Würde2 und forderten sie 
ein. Um der Unterdrückung und Ausbeutung ein Ende zu 
setzen, reichte jedoch die Gewährung der Freiheit nicht. Es 
mussten auch die Privilegien der herrschenden Klasse ab-
geschafft werden. Auch die Herstellung von Gleichheit 
wurde zu einer politischen Forderung.

Die Verwirklichung dieser Forderungen erforderte eine 
neue Organisation des Staates. Nunmehr sollte die Macht 
nicht mehr in den Händen eines einzelnen Herrschers lie-
gen, der sie nur deshalb innehatte, weil er über die Mittel 
verfügte, seine Stellung zu verteidigen. Die Macht sollte auf 
dem Willen des Volkes beruhen und gemäß seinem Willen 
ausgeübt werden. Das Volk sollte an der Entstehung und 
Ausübung der Macht beteiligt werden. Das war es, was die 
Revolutionäre unter Demokratie verstanden.

Am 14. Juli 1789 kam es in Frankreich zu einer Revolu-
tion, die sich vornahm, diese Forderungen zu verwirkli
chen. Offenbar hatten die französischen Revolutionäre eine 
klare Vision der Gesellschaft, die sie errichten wollten. Ar-
tikel 1 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte, die 

2 Zu den wichtigsten Autoren gehören Thomas Hobbes (1588–1679), John 
Locke (1632–1704), Jean-Jacques Rousseau (1712–1778), Immanuel Kant 
(1724–1804) und Georg Wilhelm Friedrich Hegel (1770–1831).

1  Die Prinzipien der Demokratie 
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am 26. August 1789 von der französischen Nationalver-
sammlung verabschiedet wurde, lautet:

„Die Menschen sind und bleiben von Geburt frei und gleich 
an Rechten. Soziale Unterschiede dürfen nur im gemeinen 
Nutzen begründet sein.“

Diese klaren Worte lassen erkennen, dass sie ernst gemeint 
waren. Freiheit und Gleichheit sollten zur Regel werden. 
Diesen Forderungen stellten die Revolutionäre diejenige 
nach Brüderlichkeit zur Seite, d.  h. die Forderung nach 
einem solidarischen Verhalten freier und gleichberechtigter 
Menschen.

Im September 1791 verabschiedeten die in der National-
versammlung vereinten Revolutionäre die erste geschriebene 
Verfassung Frankreichs. Damit wurde das Land eine kons-
titutionelle Monarchie, in der die Rechte des Königs ein-
geschränkt waren. Ein Jahr später, im September 1792, 
wurde auch die Monarchie abgeschafft und die „Erste Fran-
zösische Republik“ ausgerufen.

Mit dieser Verfassung wollten die Revolutionäre die Ge-
sellschaft verändern. Sie sollte in einem umfassenden Sinne 
demokratisch werden. Das gelang jedoch nicht, denn die 
Revolution schoss übers Ziel hinaus. Schon bald mündete 
sie in eine Schreckensherrschaft. Schließlich endeten die 
Herrscher des Schreckens selbst auf der Guillotine. Im Jahre 
1799 gelang Napoleon Bonaparte ein Staatsstreich, der 
dem Ganzen ein Ende setzte. Frankreich kehrte zur vor-
demokratischen Herrschaftsform zurück.

1.1.2	� Die Unabhängigkeit der Vereinigten 
Staaten von Amerika

Wenige Jahre vor der Revolution in Frankreich, im April 
1775, erhoben sich 13 britische Kolonien auf nord-

  W. Plasa
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amerikanischem Boden gegen das Mutterland Groß-
britannien. Auch sie fühlten sich unterdrückt, da sie im 
Parlament in London kein Mitspracherecht besaßen. Und 
auch sie fühlten sich ausgebeutet, weil sie Steuern zu ent-
richten hatten, ohne über deren Verwendung entscheiden 
zu können. Sie entschlossen sich zum bewaffneten Kampf 
gegen die Kolonialherrschaft und erreichten schließlich ihre 
Unabhängigkeit, die mit der Unterzeichnung des Friedens-
vertrages von Paris am 3. September 1783 besiegelt wurde.

Mit der Unabhängigkeit entstand allerdings auch ein 
Problem. Zuvor konnte die Kolonialverwaltung in Nord-
amerika ihre Macht auf die des Königs in London stützen, 
der sie mit der Behauptung rechtfertigte, von Gottes Gna-
den eingesetzt zu sein. Das war nach der Unabhängigkeit 
nicht mehr möglich. Somit standen die unabhängig ge-
wordenen Vereinigten Staaten vor einer schwierigen Frage: 
Worauf sonst lässt sich der Anspruch auf die Ausübung der 
Macht im Staate stützen?

Die Antwort fanden sie bei den Philosophen, die das 
Modell der modernen Demokratie entworfen hatten.3 
Nach deren Vorstellung sollte das Volk an der Ausübung 
der Macht durch Wahlen beteiligt sein. Wahlen würden 
einer Regierung das Recht verleihen, die Macht auszuüben. 
Also entschied man sich für die Staatsform der Demokratie. 
Sie wurde Wirklichkeit mit der Annahme der Verfassung 
der USA, die am 4. März 1789 in Kraft trat.

In ihrer ursprünglichen Fassung enthielt diese Verfassung 
keine Erwähnung der Menschenrechte. Sie wurden erst mit 
der Annahme der ersten 10 Verfassungsänderungen (amend-
ments) im Jahre 1791 hinzugefügt. Doch hatte bereits die 
Unabhängigkeitserklärung, die die 13 britischen Kolonien 
im Jahre 1776 verabschiedet hatten, die Gleichheit der 

3 Dazu gehört außer Thomas Hobbes und Jean-Jacques Rousseau vor allem 
Charles-Louis de Secondat Baron de Montesquieu (1689–1755).
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Menschen als eine Selbstverständlichkeit bezeichnet. Arti-
kel 2 dieser Erklärung besagt:

„We hold these truths to be self-evident, that all men are 
created equal, that they are endowed by their Creator with 
certain unalienable Rights, that among these are Life, Li-
berty and the pursuit of Happiness.“ (Wir halten diese 
Wahrheiten für selbstverständlich, dass alle Menschen 
gleich erschaffen wurden, dass ihnen von ihrem Schöpfer 
gewisse unveräußerliche Rechte gegeben wurden, zu denen 
Leben, Freiheit und das Streben nach Glückgehören.)

Schon das Pathos dieser Worte lässt Zweifel daran auf-
kommen, ob sie ernst gemeint waren. Tatsächlich war nur 
eine Minderheit der amerikanischen Bevölkerung frei und 
besaß alle Bürgerrechte. Die Mehrheit war zwar frei, besaß 
aber weniger Rechte. Und eine weitere Minderheit waren 
Sklaven, die keinerlei Rechte besaßen. Wohlweislich ist 
auch in den ersten 10 Verfassungsänderungen von Gleich-
heit nicht die Rede.

Die Väter der amerikanischen Verfassung erklärten zwar, 
sich von demokratischen Idealen leiten zu lassen, waren 
aber Aristokraten und dachten wie solche. Ihnen ging es 
darum, dass die Mehrheit im Volke nicht der Minderheit 
der Wohlhabenden ihren Willen aufzwingen konnte. An 
Änderungen der durch Feudalstrukturen geprägten Gesell-
schaftsordnung oder an der Abschaffung der Sklaverei 
waren sie kaum interessiert.4

Um einen Missbrauch der Macht durch Amtsträger zu 
verhindern, wurde eine weitere Idee der philosophischen 
Vorbereiter der modernen Demokratie übernommen, näm-

4 Daran lassen die Federalist Papers keinen Zweifel. Die Federalist Papers sind 85 
Zeitungsartikel, die 1787/88  in New Yorker Zeitungen veröffentlicht wurden 
und in denen die Verfasser Alexander Hamilton, James Madison und John Jay 
für eine bundesstaatliche Verfassung der Vereinigten Staaten warben.
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lich die Gewaltenteilung.5 Sie sieht eine Aufteilung der 
Ausübung der Staatsgewalt in mehrere Bereiche vor, die 
verschiedenen Verfassungsorganen zugewiesen sind. Das er-
klärte Ziel einer solchen Regelung ist eine gegenseitige 
Kontrolle dieser Organe. In den USA wird sie Checks and 
Balances genannt.

Die Gewaltenteilung schafft jedoch mehr als die Möglich-
keit gegenseitiger Kontrollen. Sie erlaubt es auch den zur 
Ausübung der Macht im Staate befugten Organen, sich 
gegenseitig zu behindern. Das kann unter Umständen auch 
einer Minderheit gelingen. Mit dieser Regelung ließ sich 
lange Zeit verhindern, dass die Feudalstrukturen in den 
USA abgeschafft und die sozialen Ungleichheiten ver-
mindert wurden.

Die Amerikaner entschieden sich für eine Form der 
Demokratie, die gesellschaftliche Änderungen erschwert. 
Nicht zuletzt deswegen gilt sie bis heute. Sie ist in der Tat 
die älteste Demokratie der Neuzeit.

1.2	� Die repräsentative Demokratie

1.2.1	� Die Herrschaft des Volkes

Demokratie bedeutet, wie gesagt, die „Herrschaft des Vol-
kes“. Das muss nicht heißen, dass das Volk selbst die Macht 
im Staate ausübt. Zwar ist das in Verfahren wie Volksent-
scheiden, Volksabstimmungen oder Referenden möglich. 
Aus praktischen Gründen werden diese Verfahren jedoch 
auch in Staaten, deren Verfassungen sie erlauben, nur aus-
nahmsweise angewandt. In der Regel wird die Macht von 
staatlichen Institutionen ausgeübt, die vom Volk dazu 

5 Das Prinzip der Gewaltenteilung  wurde zuerst von Montesquieu in seinem 
1748 erschienenen Buch Vom Geist der Gesetze ( De l’esprit des lois) formuliert.

1  Die Prinzipien der Demokratie 
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ermächtigt werden. Diese Form der staatlichen Organisa
tion wird repräsentative Demokratie genannt. In einer sol-
chen Demokratie übt nicht das Volk selbst die Macht im 
Staate aus, sondern wählt Vertreter, die dazu ermächtigt 
werden. Alle modernen Demokratien sind ausnahmslos re-
präsentative Demokratien.

Das Modell der repräsentativen Demokratie beruht auf 
einem Kompromiss zwischen der Forderung nach einer 
„Herrschaft des Volkes“ und den Möglichkeiten einer Um-
setzung. Dieser Kompromiss besteht darin, dass Menschen 
staatlicher Gewalt unterworfen sind, an deren Entstehung 
sie beteiligt sind und deren Ausübung sie kontrollieren 
können, die sie aber nicht selbst ausüben. Eine repräsenta-
tive Demokratie bedeutet daher von vornherein eine Ein-
schränkung der „Herrschaft des Volkes“.

1.2.2	� Die Prinzipien der 
repräsentativen Demokratie

Wenn heute von der „Demokratie“ die Rede ist, ist in der 
Regel die repräsentative Demokratie gemeint. Wenn von 
demokratischen Prinzipien gesprochen wird, so sind dar-
unter diejenigen einer repräsentativen Demokratie zu 
verstehen. Sie betreffen drei Erfordernisse, die ein Staat er-
füllen muss, um sich als Demokratie bezeichnet zu dürfen.

Das erste Erfordernis betrifft „die Herrschaft des Volkes“. 
Es verlangt einerseits, dass das Volk an der Macht im Staate 
beteiligt ist, und andererseits, dass das Mehrheitsprinzip 
gilt. Die Beteiligung des Volkes an der Ausübung der Macht 
soll durch Wahlen erfolgen, bei denen die Mehrheit darü-
ber entscheidet, wer das Volk vertritt. Das erste Erfordernis 
ist eine Ermächtigung der Verfassungsorgane zur Ausübung der 
Macht im Staat durch Wahlen.

  W. Plasa
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Wahlen erlauben Kontrollen erst nach Ablauf der Amts-
zeit der Amtsträger. Würde die Macht im Staat an eine ein-
zige Institution übertragen, bestünde die Gefahr, dass sie 
zwischenzeitlich missbraucht wird. Aus diesem Grunde er-
fordern Demokratien eine Gewaltenteilung. Sie bedeutet 
eine institutionelle Trennung der zur Ausübung der staat-
lichen Macht befugten Organe und erlaubt deren gegen-
seitige Kontrolle. Das zweite Erfordernis ist die Gewalten-
teilung zur Schaffung institutioneller Kontrollen der Ausübung 
der Macht im Staat.

Das Gebot einer Ermächtigung zur Ausübung der Macht 
im Staate und wirksamer Kontrollen derselben reichen 
nicht aus, den Einzelnen vor Verletzungen seiner Grund-
rechte durch Eingriffe des Staates zu schützen. Daher ist es 
notwendig, den Schutz dieser Rechte in der Verfassung 
oder durch besondere Gesetze zu garantieren. Das dritte 
Erfordernis ist eine Begrenzung der Ausübung der Macht 
im Staat durch den Schutz von Grundrechten.

Eine Demokratie ist ein Staat, dessen Verfassung diese 
drei Erfordernisse anerkennt und Regelungen trifft, um sie 
zu erfüllen. Sie sind die wesentlichen Prinzipien einer 
Demokratie. Der Erfolg einer Demokratie kann daran ge-
messen werden, in welchem Umfang ihr die Verwirklichung 
dieser Prinzipien gelingt.

1.3	� Staat und Macht

1.3.1	� Nationalstaaten und Souveränität

Der Staat, in dem wir leben, die Bundesrepublik Deutsch-
land, wurde mit der Unterzeichnung des Grundgesetzes am 
23. Mai 1949 gegründet. Das Grundgesetz schuf einen 
Staat in der Form einer repräsentativen Demokratie. Das 

1  Die Prinzipien der Demokratie 
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war in der Geschichte Deutschlands schon einmal 
geschehen, nämlich im Jahre 1919, als die Weimarer Ver-
fassung in Kraft trat. Schon vor der Gründung der Weima-
rer Republik hatte es auf deutschem Boden einen Staat ge-
geben, nämlich das Deutsche Reich, das eine Monarchie 
war. Dessen Gebiet und dessen Bevölkerung waren im 
Wesentlichen dieselben.

Ursprünglich wurden Grenzen dadurch bestimmt, dass 
sich Menschen der einen oder anderen zweier benachbarter 
Gruppen zugehörig fühlten. Ein Element, das besonders 
geeignet ist, ein Gefühl der Zugehörigkeit zu schaffen, ist 
eine gemeinsame Sprache. Viele heutige Grenzen zwischen 
Staaten sind Sprachgrenzen.

Menschen, die einer solchen Gruppe angehören, sehen 
sich gewöhnlich als Teil einer Nation. In der Tat sind viele 
Staaten ursprünglich als Nationalstaaten entstanden. Im 
19. Jahrhundert wurde das Konzept des Nationalstaates zu 
einem Prinzip. Inzwischen hat sich das Verhältnis zwischen 
Gebiet und Menschen umgekehrt. Heute sind es die Gren-
zen, die die Zugehörigkeit zu einem Staat bestimmen. Men-
schen auf dieser Seite der Grenzen gehören zu diesem Staat 
und seinem Volk, Menschen auf der anderen Seite zu einem 
anderen.

Diese Grenzen sind auch die Grenzen, bis zu denen die 
Macht eines Staates reicht. Weder ist er befugt, Macht auf 
dem Gebiet anderer Staaten auszuüben, noch ist er ver-
pflichtet, die Ausübung staatlicher Macht durch andere 
Staaten auf seinem Gebiet zu dulden. Diese Grundsätze be-
schreiben, was im Völkerrecht Souveränität genannt wird. 
Das Konzept der staatlichen Souveränität liegt dem West-
fälischen Friedensvertrag zugrunde, mit dem im Jahre 1648 
der Dreißigjährige Krieg beendet wurde. Es hat seitdem die 
Welt erobert. Moderne Staaten sind in diesem Sinne souve-
räne Staaten.

  W. Plasa


